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Politik

Am 27.1.2012 wurden in der FAZ Anträ-
ge der SPD-Bundesfraktion auf Grund-

gesetzänderung u. a. wie folgt kommentiert
(S. 12): 

„Gäbe es das Kooperationsverbot nicht, hätte
das Geld der Bildungspakete direkt an die Schu-
len gehen können. Die hätten bedürftigen Schü-
lern wirkungsvoller helfen können als die … Job-
center. Auf Dauer werden die Länder nicht ohne
Bundesmittel auskommen. Dazu kommt, dass
die Kultusminister … es nicht einmal schaffen, ei-
ne einigermaßen einheitliche Bezeichnung für die
weiterführenden Schulen neben dem Gymnasium
zu finden. Sie haben selbst dafür gesorgt, dass
die Zustimmung zum Ende des Kooperations-
verbots wächst.“

Diese wenigen populären und populisti-
schen Sätze dokumentieren gleich mehr-
fach fundamentale Missverständnisse hin-
sichtlich der bundesstaatlichen Ordnung
des Grundgesetzes. Danach gilt: Bund und
Länder haben je eigene, sich nicht überlap-
pende, klar voneinander abgegrenzte Ge-
setzgebungszuständigkeiten. Während die
Kompetenzen des Bundes durch ausgrei-
fende Ausschöpfung und zahlreiche Grund-
gesetzänderungen immer weiter gewach-
sen sind, sind die Gesetzgebungskompe-
tenzen der Länder in den letzten Jahrzehn-
ten immer schmaler geworden. Große Teile
des Bildungswesens bilden sozusagen ein
letztes Reservat. Auch in dieses hat der
Bund – unzuständigerweise – mehrfach
durch Gewährung von Finanzhilfen hinein-
gewirkt, so etwa durch die rechtlich und po-
litisch hochumstrittene finanzielle Förderung
des Ganztagsschulangebots durch das „In-
vestitionsprogramm Zukunft, Bildung und
Betreuung 2003/2007“. 

Um ein solches – verfassungsrechtlich zu
keiner Zeit erlaubtes – Vorgehen des Bun-
des künftig von vornherein rechtssicher zu
unterbinden, wurde im Zuge der Föderalis-
musreform I 2006 in der Bestimmung über
die Gewährung von Finanzhilfen an die Län-
der für besonders bedeutsame Investitionen
der Länder und der Gemeinden und Ge-
meindeverbände ausdrücklich geregelt,
dass der Bund Investitionshilfen nur in
 Materien gewähren kann, „soweit dieses
Grundgesetz ihm Gesetzgebungsbefug-
nisse verleiht“, was im Bildungswesen nur
bei der außerschulischen Bildung und
Weiterbildung, der Hochschulzulassung
und bei Hochschulabschlüssen der Fall ist.
Da die Bereitstellung von Investitionshilfen
für die Ganztagsbetreuung den Anlass für
diese Präzisierung gebildet hatte, hat sich
seither – durch bestimmte politische Kräfte
bewusst gefördert – die Legende vom
„plötzlich eingeführten Kooperationsverbot“
gebildet. 

Bezeichnungen für weiterführende Schulen
zu schaffen, fällt unzweifelhaft in die mate-
rielle Gesetzgebungskompetenz der Länder
und hat mit der im Zuge der Föderalismus-

reform präzisierten Regelung für Investi-
tionshilfen schlechterdings nichts zu tun. 

Auch die Regelungen über die Finanzver-
teilung im Bundesstaat sind anders als zu-
grundegelegt. Bund und Länder sind ab
2016 bzw. 2020 endgültig an die im Zuge
der Föderalismusreform II 2009 geschaffe-
ne Schuldenbremse gebunden, der Bund
sogar vier Jahre früher als die Länder bei ei-
ner bei ihm weit höheren Schuldenstands-
quote. Mit anderen Worten hat der Bund
nicht nur nichts abzugeben, er muss sich
vielmehr weiter kräftig bemühen, sein struk-
turelles Defizit in den nächsten Jahren zu
vermindern.

Im Übrigen verhindert das Grundgesetz,
dass die Länder, wie dies etwa in der Wei-
marer Republik der Fall war, erneut zu Kost-
gängern des Bundes werden, indem
Art. 106 Abs. 3 S. 4 GG anordnet, dass
Bund und Länder gleichmäßig Anspruch auf
Deckung ihrer notwendigen Ausgaben ha-
ben, wozu bei den Ländern Bildungsaus-
gaben unzweifelhaft zählen. Die Deckungs-
bedürfnisse des Bundes und der Länder
sind dabei so aufeinander abzustimmen,
dass eine Überbelastung der Steuerpflich-
tigen vermieden und die Einheitlichkeit der
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet ge-
wahrt wird. Das heißt: das Grundgesetz will
die Geltung der Kompetenzzuordnung auf
Bund und Länder auch in finanzieller Hin-
sicht gewährleisten und ordnet im Grund-
satz an: Das Geld folgt der Aufgabe, gera-
de um Übergriffe des Bundes auf die Län-
derkompetenzen mittels des Einsatzes von
Finanzhilfen zu vermeiden.

Schließlich hat das sog. Kooperationsver-
bot bei Investitionshilfen, also der finanziel-
len Beteiligung an besonders bedeutsamen
Investitionen der Länder und Kommunen
zur Abwehr einer Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts, zum Ausgleich
unterschiedlicher Wirtschaftskraft im Bun -
desgebiet oder zur Förderung des wirt-
schaftlichen Wachstums, mit dem Bildungs -
paket für Transferleistungsempfänger über-
haupt nichts zu tun. Hier hat das BVerfG aus
dem Anspruch auf Sicherstellung des Exis-
tenzminimums für Kinder von Transferleis-
tungsempfängern Anfang 2010 einen Indi-
vidualanspruch auf nur gegen Entgelt zu be-
ziehende Bildungs- und Teilhabeleistungen
wie entgeltliches Schulmittagessen, ent-
geltlicher Nachhilfeunterricht oder Vereins -
mitgliedschaft abgeleitet, den in der Folge
der für die öffentliche Fürsorge zuständige
Bundesgesetzgeber geregelt hat und den
die dafür zuständigen kommunalen Träger
unmittelbar bzw. im Jobcenter erfüllen. 

Mein Eindruck ist, dass derjenige, der meint,
das „Kooperationsverbot ist Blödsinn“, in

Wahrheit entgegen der ohnehin bereits bun -
deslastig gewordenen bundesstaatlichen
Ordnung des Grundgesetzes die Gewichte
auch in der Bildungspolitik weiter zugunsten
des Bundes verschieben will. Dafür mag es
Sachgründe geben; zugleich würde damit
aber der Gestaltungsförderalismus mit der
Chance zum Experimentieren gerade in Zei-
ten des in unterschiedlichen Teilen Deutsch-
lands ganz unterschiedliche Antworten su-
chenden demografischen Wandels nach-
drücklich geschwächt.

Auch ist es weder realisierbar noch über-
haupt wünschenswert, echte Konnexität
unmittelbar zwischen dem Bund und den
Kommunen – und das sogar rückwirkend
für schon bestehende Aufgaben – einzufor-
dern und Kooperationen zwischen dem
Bund und den Kommunen auf den Politik-
feldern Bildung und Familie wieder zuzulas-
sen, wie Landsberg dies jüngst im Behör-
denspiegel (Heft 2, S. 1) gefordert hat. Man
muss nachdrücklich daran erinnern: Alle
kommunalen Spitzenverbände haben aus
wohl erwogenen Gründen in der Föderalis-
muskommission I der Unterbindung des
Bundesdurchgriffs auf die Kommunen zu-
gestimmt, um die Begründung weiterer Las-
ten ohne Kostenausgleich zu verhindern.
Ein Belastungsausgleich zwischen Bund
und kommunaler Ebene widerspricht der
Zweistufigkeit des Staatsaufbaus und legt
kommunaler Selbstverwaltung enge Zügel
an, von denen man nicht einmal weiß, ob
sie je „golden“ sein werden. Die 41 neuen
Optionskommunen in der Sondersituation
des Art. 91e GG haben zum Jahresbeginn
2012 hinreichende einschlägige Erfahrun-
gen gesammelt. 

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, 
Hauptgeschäftsführer des Deutschen

Landkreistages, Berlin

Ist das Kooperationsverbot Blödsinn?
Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin

Wettbewerb „Ideen für 
die Bildungsrepublik“ 

Die Initiative „Deutschland – Land der
Ideen“, eine gemeinsame Standortinitia-
tive von Bundesregierung und deutscher
Wirtschaft, hat zum zweiten Mal den
Wettbewerb „Ideen für die Bildungsrepu-
blik“ ausgerufen. Unter dem Motto : „Ge-
meinsam für mehr Bildungschancen“
werden Initiativen, Institutionen und Ver-
eine gesucht, die sich miteinander ver-
netzen und folgende Anforderungen er-
füllen: Förderung der Bildungsgerechtig-
keit für Kinder und Jugendliche, Vernet-
zung verschiedener Akteure, Vorbildchar-
akter, Nachhaltigkeit. Die Bewerbungsfrist
endet am 2.4.2012. Weitere Informatio-
nen stehen im Internet unter „www.bil-
dungsideen.de“ zur Verfügung. 




